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Auch für das Wahljahr 2013 
befinden sich noch einige ge-
sundheitspolitische Reform-

gesetze in der Pipeline.
Zum zweiten Quartal ist die Verab-
schiedung des Patientenrechtegeset-
zes zu erwarten, mit der Anpassung 
an die aktuelle Rechtsprechung unter 
anderem zur Informationspflicht, 
zum Behandlungsvertrag, zur Doku-
mentation, zur Beweislast bei Haf-
tungsfällen, zur ausreichenden Haft-
pflichtabsicherung.
Ebenfalls noch in 2013 soll das Krebs-
planumsetzungsgesetz verabschiedet 
werden mit den Zielen: Aufbau eines 
bundesweiten Krebsregisters nach de-

finierten Vorgaben und dem Ausbau 
von Krebsvorsorgeuntersuchungen. 
Dazu werden die Deutsche Dermato-
logische Gesellschaft (DDG) und der 
Berufsverband der Deutschen Derma-
tologen (BVDD) mit den Entschei-
dern noch intensiv darum ringen müs-
sen, dass auch die unerklärlicherweise 
bisher nicht berücksichtigte Haut-
krebs-Vorsorge in diesem Gesetz noch 
den erforderlichen Stellenwert erhält.
Seit Jahresbeginn 2013 erfolgt die 
Umsetzung auf Landesebene zu dem 
in 2012 verabschiedeten Gesetz zur 
Verbesserung der Versorgungsstruk-
turen in der GKV (GKV-VStG). Ziel 
ist dabei die Schaffung der Vorausset-
zungen für eine wohnortnahe, be-
darfsgerechte medizinische Versor-
gung in allen Regionen Deutschlands.
Eine wesentliche Maßnahme dazu ist 
die Weiterentwicklung der ärztlichen 
Bedarfsplanung durch den G-BA. 
Mit der Neufassung der Bedarfspla-
nungs-Richtlinie werden die Pla-
nungsbereiche, die Verhältnisdaten 
Ärzte je Einwohner neu geregelt. Da-
raus resultiert unter anderem auch, 
dass Zulassungsausschüsse künftig 
bei Praxis-Nachbesetzungen in über-
versorgten Planungsbereichen Nach-
besetzungen ablehnen werden – mit 
dem Ziel, dass niederlassungsbereite 
Ärzte in unterversorgte Gebiete aus-
weichen. Gegenwärtig kann davon 
ausgegangen werden, dass sich die 
Zahl der freien dermatologischen 
Arztsitze kaum verändern wird.

Gesamter Berufsstand  
wird diffamiert
Begleitet von einer den gesamten  
Berufsstand der Ärzte diffamieren-
den Medienkampagne zum Thema 
„Ärztekorruption“ hat der Spitzen-
verband der Krankenkassen den Ge-
setzgeber unter Druck gesetzt, noch 
in 2013 ein Gesetz zu verabschieden, 
in dem derzeit gesetzlich nicht straf-
bare Vorteilsnahmen mit Haftstrafen 
bis zu drei Jahren geahndet werden 
sollen. Dazu haben die Kassen dem 
Gesetzgeber einen ausformulierten 
Gesetzestextvorschlag vorgelegt(!). 
Mit Erstaunen (moderat formuliert) 

muss man nun also zur Kenntnis neh-
men, dass sich die Interessengemein-
schaft der Krankenkassen dazu auto-
risiert fühlt, gesetzgeberische Aufga-
ben zu übernehmen. Ich stelle mir die 
Frage: Sind die Kassen eigentlich da-
zu neutral genug? Und auch vertrau-

enswürdig genug? Machen Sie sich 
Ihren eigenen Reim darauf!
Folgende Kassenforderungen stehen 
außerdem auf deren aktueller Agenda:
 Die einheitliche ambulante  

Ver gütung für gesetzlich und 
 privat Versicherte.

 Der Abbau der Sektorengrenzen 
zwischen ambulanter und statio-
närer Behandlung.

 Eine Qualitätsoffensive in Kliniken 
mit dem Ziel, unnötige Operatio-
nen zu verhindern, und dem Zuge-
ständnis an die Kassen, mangelhaf-
te Qualität ärztlicher Leistungen 
nicht mehr erstatten zu müssen.

 Die Lockerung des Kontrahie-
rungszwangs.

 Die Förderung von Präventions-
programmen als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe ... und damit 
steuerfinanziert.

Fazit: 
Es muss davon ausgegangen wer-
den, dass sich die Rahmenbedingun-
gen für die Leistungserbringer im 
Gesundheitswesen auch 2013 in  
einigen Bereichen weiter verschär-
fen werden. 

2013: Gesundheitspolitischer Ausblick

Rahmenbedingungen werden härter
Karl Adler, gesundheitspolitischer Sprecher der Dermatikaunternehmen, gibt im 
Gastkommentar einen Überblick, was 2013 für die Dermatologen bringen wird.

Karl Adler




